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5 Geſetz-Sammlung 
für die 


Kbniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 5535 


(Nr. 7166.) Allerhöchſter Erlaß vom 29. Juni 1868., betreffend die Genehmigung des Tarifs, 
nach welchem die Abgabe für die Benutzung der Oderbrücke bei Schwedt 
zu erheben iſt. 


| Jo habe den mit Ihrem Berichte vom 26. d. M. ein ereichten Tarif, nach 
welchem das Brückgeld für die Benutzung der Oderbrücke zu Schwedt fortan 
zu erheben ift, genehmigt und ſende Ihnen denſelben vollzogen zur weiteren Ver⸗ 
Hanlaſſung zurück. Zugleich ermächtige Ich Sie, den Finanzminiſter, von gewöhn⸗ 
lichem Landfuhrwerke, einschließlich der Schlitten, welches der Stadt © chwedt 
Brenn- oder Nutzholz, friſche Lebensmittel, Heu oder ſonſtige zum Wochenmarkts⸗ 
verkehr geeignete landwirthſchaftliche Erzeugniſſe zuführt, imgleichen von demjenigen 
Fuhrwerk, welches auf dem Wege von oder nach den auf dem rechten Oderufer 
belegenen Wieſen der Stadt Schwedt oder einzelner Bewohner derſelben die ge⸗ 
dachte Brücke paſſirt, den durch den beiliegenden Tarif zu A. vorgeſchriebenen 
Saß von 1 Sgr. 6 Pf. für jedes Zugthier nur in dem einmaligen Betrage und 
| var bei der Hinfahrt erheben zu laſſen, inſofern die Rückfahrt ſpäteſtens an dem 
auf die Hinfahrt folgenden Tage geſchieht. i 


Schloß Babelsberg, den 29. Juni 1868. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


. An die Minifter der Finanzen und für Handel, 
N Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7166.) 101 Ta⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 12. Auguſt 1868, 


nach welchem die Abgabe fuͤr die Benutzung der Oderbruͤcke bei 


Schwedt zu erheben iſt. 


Es wird entrichtet: 
A. vom Fuhrwerk, einſchließlich der Schlitten, für jedes 17 u 
Zugthie ande are air wenn f 1 Sgr. 6 Pf. 
B. von unangeſpannten Thieren: 
1) von jedem Pferde, Maulthier oder Mauleſel mit 


oder ohne Reiter oder Laſt u... eirenen 145% Ad 

2) von jedem Stück Rindvieh oder Eſel .... ..... „ 

3) von jedem Kalbe, Schaafe, Lamme, Schwein „ 
oder jeder Ziegen „555 


Befreiungen. 


Brückgeld wird nicht erhoben: ö 


I) von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Königlichen 
Hauſes, denen der benachbarten ſouverainen Höfe und den Hofhaltungen 
der Fürſten zu Hohenzollern⸗Hechingen und Sigmaringen oder den Kb 
niglichen Geſtüten angehören; f ad | 


von Armee⸗Fuhrwerken und von Fuhrwerken und Thieren, welche Mili 
tair auf dem Marſche bei ſich führt; von Pferden, welche von Offizieren 
oder in deren Kategorie ſtehenden Militairbeamten im Dienſt und in 
Dienſtuniform geritten werden, imgleichen von den unangeſpannten etats⸗ 
mäßigen Dienſtpferden der Offiziere, wenn dieſelben zu dienſtlichen Zwecken 
die Offiziere begleiten oder beſonders geführt werden, jedoch im letzteren 
Falle nur, ſofern die Führer ſich durch die von der Regierung ausgestellte 3 
Marſchroute oder durch die von der oberen Militairbehörde ertheilte Order 
ausweiſen; ferner von Pferden und den zur Beförderung dienenden Bei⸗ 
pferden, welche im Falle der Mobilmachung zu geſtellen find, wenn fie 
alljährlich oder ſonſt zur Reviſion vorgeführt werden, ohne Unterſchied 
ob ſie geführt, geritten oder angeſpannt ſind, auf Grund vorzu eigender 
Beſcheinigungen der Ortsbehörde oder auf Grund mündlicher Verf 

der letzteren, wenn ſie den Transport begleitet 
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3) von 


icherung 
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0 f 3) von den Pferden, geritten oder angeſpannt, der Steuerbeamten in Uniform 


innerhalb ihres Geſchäftsbezirks, von den Pferden der Gendarmerie⸗ 
Offiziere, auch wenn fie im Dienſt zu Wagen reiſen und mit einer Order 
des Brigadiers verſehen ſind. 
Dieſe Befreiung tritt auch ein, wenn das Fuhrwerk leer zur Ab⸗ 
holung fährt oder zurückkehrt und mit einer desfallſigen Beſcheinigung 
des Beamten oder des Offiziers verſehen iſt / 


von Fuhrwerken und Thieren, deren mit Freikarten verſehene öffentliche 
Beamte auf Dienſtreiſen innerhalb ihrer Geſchäftsbezirke oder Pfarrer bei 
Amtsverrichtungen innerhalb ihrer Parochie ſich bedienen; die Befreiung tritt 
auch für leeres Fuhrwerk ein, wenn daſſelbe 7 Abholung beſtimmt iſt 
oder leer zurückkehrt, auf Vorzeigung einer eſcheinigung des Beamten 
oder Pfarrers; 


von ordinairen Poſten, einſchließlich der Schnell- Ratio und Reitpoſten 
nebſt Beiwagen, imgleichen von öffentlichen Kurieren und Eſtafetten und 
von allen von Poſtbeförderungen leer zurückkehrenden Wagen und Pferden; 


von Fuhrwerken und Thieren auf der Hin⸗ und Rücktour, mittelſt deren 
Transporte für unmittelbare Rechnung des Staats geſchehen, auf Vor⸗ 
zeigung von Freipäſſen; von Vorſpannfuhren auf der Hin⸗ und Rück⸗ 
fahrt, wenn ſie ſich als ſolche durch die Beſcheinigung der Ortsbehörde, 
imgleichen von Lieferungsfuhren, ebenfalls auf der Hin⸗ und Rückfahrt, 
wenn ſie ſich als ſolche durch den Fuhrbefehl ausweiſen / 


von Feuerlöſchungs⸗, Kreis- und Gemeinde⸗Hülfsfuhren, von Armen⸗ 
und Arreſtantenfuhren auf der Hin⸗ und Rückfahrt, die beiden letzten 
jedoch nur dann, wenn außer den zum Transport gehörigen Perſonen 
und Effekten keine anderen auf dem Fuhrwerke ſich befinden; 
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S 8) pon Kirchen⸗ und Leichenfuhren innerhalb der Parochie 


9) von Fuhrwerken, die Chauſſeebau⸗Materialien anfahren, auf der Hin⸗ und 
Rückfahrt, ſofern nicht durch die Miniſter der Finanzen und des Handels 
eine Ausnahme gemacht iſt. 


Zuſätzliche Vorſchriften. 


1) Die vorſtehenden Abgabenſätze und Befreiungen kommen auch dann in 
Anwendung, wenn bei einer Hemmung des Verkehrs über die Brücke 
derſelbe miktelſt einer Fähre unterhalten wird. ü 

2) Jeder muß bei der unweit der Oderbrücke eingerichteten Hebeſtelle an⸗ 
halten, auch wenn er nicht verpflichtet iſt, die Abgabe zu entrichten. Nur 
hinſichtlich der Poſtillone, welche Poſtfuhrwerke oder Poſtpferde führen, 
findet, wenn ſie zuvor in das Horn ſtoßen, eine Ausnahme ftatt, 

3) Zu der für den Betrag der Abgabe ee Beſpannung eines 


Gr. 7166.) Fuhr⸗ 
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Fuhrwerks werden ſowohl die zur Zeit der Berührung der Hebeſtelle an⸗ 
geſpannten, wie auch diejenigen Thiere e. den welche, ohne augenſcheinlich 
eine andere Beſtimmung zu haben, bei dem Fuhrwerke befindlich ſind. 


4) Jeder hat eine Quittung über die von ihm bezahlte Abgabe zu fordern : 
und ſolche den durch Amtsſchild oder Uniform erkennbaren Kontrole⸗ oder 
Polizeibeamten auf Verlangen vorzuzeigen. i 


5) Fuhrwerke, welche fich auf der Brücke begegnen, müſſen ſich nach der rechten 
Seite hin halb ausweichen. 


6) Auf der Brücke darf mit Fuhrwerken und Thieren nicht angehalten und 
über dieſelbe nur im Schritt gefahren oder geritten werden. 


7) Ueber die Brücke darf mit hinter einander angehängten Wagen nicht = 
gefahren werden. 


Schloß Babelsberg, den 29. Juni 1868. 
(I. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenpliz. 


(Nr. 7167.) Allerhöchſter Erlaß vom 11. Juli 1868., betreffend bie Ausführung einer 
Eiſenbahn von Liegnitz über Grünberg nach Rotenburg oder einem jon- 
ſtigen Anſchlußpunkte an die Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahn. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 28. Juni d. J. genehmige Ich 
die Ausführung einer Eifenbahn von Liegnitz über Grünberg nach Rotenburg 
oder einem ſonſtigen Anſchlußpunkte an die Märkiſch⸗Poſener Eisenbahn. 


1 Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß u | 
ringen. 


Schloß Babelsberg, den 11. Juli 1868. 
| Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Igenplig. v. Mühler. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 1 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 716) 
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Lr. 7168.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde für die Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger 
2 Di Eiſenbahngeſellſchaft, betreffend den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn 
von Liegnitz über Grünberg nach Rotenburg oder einem ſonſtigen Anſchluß⸗ 4 
punkte an die Märkifch-Wofener Eiſenbahn und einen Nachtrag zu ihrem 3 
Geſellſchaftsſtatut. Vom 11. Juli 1868. 8 5 


i Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem die Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft in der 
Generalverſammlung ihrer Aktionaire vom 27. Mai 1867. den Bau und Betrieb 
einer Eiſenbahn von Liegnitz über Grünberg nach Rotenburg oder einem ſonſtigen 
Anſchlußpunkte an die Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahn, ſowie die Legung eines = 
| weiten Geleiſes auf der Bahnſtrecke Königszelt⸗-Altwaſſer und den Umbau der Ri: 
Bahnhöfe zu Freiburg und Breslau 2c. beſchloſſen hat, wollen Wir zu dieſen 
Anlagen unter den in dem beigefügten, von Uns hierdurch beſtätigten Statut⸗ 
% Nachtrage enthaltenen Bedingungen die landesherrliche San hiermit 
/ ertheilen. Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem 1 über die Eiſenbahn⸗ 
Anternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften, betreffend 
das Expropriationsrecht und das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder 
Grundſtücke, auf die in Rede ſtehenden Anlagen Anwendung finden ſollen. 


| Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 11. Juli 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Achter Nachtrag 
zu dem 


Statut der Breslau⸗Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. 


GE 
Das zur Zeit aus der Breslau⸗Waldenburger und der Frankenſtein⸗ 
Liegnitzer Bahnlinie mit der gemeinſamen Kreuzungsſtation Königszelt . 
(Nr. 7168.) Un⸗ 


re 


Unternehmen der Breslaı » Schweidnit » Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft wir 
ausgedehnt: 5 ER 
J) auf den Bau und Betrieb einer an die Frankenſtein⸗Liegnitzer Bahnlinie 
ſich anſchließenden Eiſenbahn von Liegnitz über Grünberg nach Rotenburg 
oder einem ſonſt feſtzuſtellenden Anſchlußpunkte an die Märkiſch⸗Poſener 
Eiſenbahn | 
2) auf die Anlage eines Doppelgeleiſes zwifchen den Stationen Königszelt 
und Altwaſſer der Breslau-Waldenburger, ſoweit erforderlich, zwiſchen 
den angegebenen Punkten zu rektiftzirenden Bahnlinie. Die focht 
Richtung dieſer Bahnlinie beſtimmt unter Genehmigung des Handels⸗ 
Miniſters der Verwaltungsrath der Geſellſchaft. 

Der Handelsminiſter ſetzt den Zeitpunkt feſt, wo der Bau der ag 1. 
genannten Eiſenbahn in Angriff zu nehmen iſt und die Eiſenbahngeſellſchaft iſt 
verpflichtet, denſelben der Art zu fördern, daß die ganze Bahn längſtens drei 
Jahre nach dem Beginn des Baues fertig geftellt und dem Betriebe übergeben wird. 


$. 2. 

Die von Liegnitz über Grünberg nach Rotenburg oder einem ſonſtigen 
Anſchlußpunkte an die Märkiſch⸗Poſener Bahn zu führende Eiſenbahn bildet 
einen integrirenden Theil des Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗Unter⸗ 
nehmens. Auf dieſelbe finden rückſichtlich der Verhältniſſe der Geſellſchaft zum 
Staate, ſowie zur Militair⸗, Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verwaltung des Nord⸗ 
deutſchen Bundes die Beſtimmungen des Statuts und der bisherigen Statuts⸗ 
nachträge, ſowie die hierüber in Bezug auf die alten Bahnſtrecken getroffenen 
beſonderen Vereinbarungen Anwendung. 


$. 3. 

Das zur Ausführung der in F. 1. bezeichneten Anlagen, desgleichen zur 
Beſtreitung anderer Bedürfniſſe des Unternehmens, insbeſondere des Umbaues 
der Bahnhöfe zu Breslau und Freiburg erforderliche Anlagekapital wird auf 
ſechs Millionen fünfhunderttauſend Thaler feſtgeſetzt. 


N §. 4. 

Die Beſchaffung dieſes Anlagekapitals erfolgt durch Ausgabe von: 
ſiebenzehntauſend Stück Stammaktien, jede über zweihundert Thaler 
lautend, im Geſammtbetrage von drei Millionen vierhunderttauſend 
Thaler, N 

und ö 
mit vier und einhalb Prozent verzinslichen Prioritäts⸗Obligationen im 
Betrage von drei Millionen Einhunderttauſend Thalern. 


9 5. 


x $. 5. 
„Die zu emittirenden Aktien haben vom 1. Januar desjenigen Jahres, 
welches auf die Betriebseröffnung der von Liegnitz über Grünberg nach Roten⸗ 
burg oder einem ſonſtigen Anſchlußpunkte an die Märkiſch-Poſener Bahn zu 
bauenden Eiſenbahn folgt, gleiche Rechte und Verpflichtungen mit den bereits 
emittirten Stammaktien, und finden auf ſie alle in dem Statute und den bis⸗ 
herigen Statutsnachträgen gegebenen e mit der Maaßgabe Anwen⸗ 
dung, daß die in F. 19. des Statuts für die mung der Aktionaire auf 
vier Prozent feſtgeſetzten Zinfen auf fünf Prozent bis zu dem Zeitpunkte erhöht 
werden, von welchem ab fie an der Dividende mit den älteren Stammaktien 
Theil nehmen. 

Die Bedingungen, unter denen die Kreirung und Emiſſion der Prioritäts⸗ 
Obligationen erfolgt, werden durch ein beſonderes Allerhöchſtes Pripilegium 
feſtgeſetzt. ü 


(Ar. 7109.) Privilegium wegen Ausgabe von 3,100,000 Rthlr. Prioritäts⸗Obligationen der 
En Breslau⸗Schweidnitz⸗ Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 11. Juli 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


Nachdem von Seiten der Breslau ⸗Schweidnitz⸗ Freiburger Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft darauf angetragen worden iſt, ihr zur Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Liegnitz über Grünberg nach Rotenburg oder einem ſonſtigen Anſchlußpunkte 
an die Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahn, ſowie zur Anlage eines Doppelgeleiſes auf 
der Bahnſtrecke Königszelt⸗Altwaſſer und zum Umbau einiger Bahnhöfe die Aus⸗ 
abe von Prioritäts⸗ Obligationen im Betrage von 3,100,000 Thalern zu ge⸗ 
fate, wollen Wir in Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
(GeſetzSamml. S. 75.) durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche 
Genehmigung zur Emiſſion der erwähnten Obligationen unter nachſtehenden Be⸗ 
dingungen ertheilen. 
bh. 
5 Die auf Höhe von drei Millionen Einhunderttauſend Thaler zu emittirenden 
Obligationen werden unter der Bezeichnung: 
„Prioritäts⸗Obligationen der Breslau⸗Schweidnitz⸗ Freiburger Eiſenbahn⸗ 
N Geeſellſchaft Littera G.“, 8 a | 
mach dem anliegenden Schema A. in Stücken von Eintauſend Thalern, fünfhundert 
1 Thalern und Einhundert Thalern unter fortlaufenden Nummern, und zwar: 
I) ſiebenhunderttauſend Thaler in Stücken zu Eintauſend Thaler unter 
HR Nummer Eins bis fiebenhundert, 
(Nr. 71687169.) f 2) Eine 
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2) Eine Million fünfhunderttauſend Thaler in Stücken zu fünfhundert 
6 unter Nummer ſiebenhundert und Eins bis dreitauſend ſieben⸗ 
hundert, i 


3) neunhunderttauſend Thaler in Stücken zu Einhundert Thaler unter 
Mana dreitauſend ſiebenhundert und Eins bis zwölftauſend fieben, 
hundert, 


ausgefertigt und mit Zinskupons nach dem Schema B., ſowie mit einem Talon 
nach dem Schema C. verſehen. ; 


Auf der Rückſeite der Obligationen wird dieſes Privilegium abgedruckt. 
Dieſelben werden von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes und dem Haupt⸗ 
rendanten der Geſellſchaft unterzeichnet. f 

Die Zinskupons und Talons werden mit dem Fakſimile der Unterſchrift 
zweier Mitglieder des Verwaltungsrathes und des Hauptrendanten verſehen. 

Die erſte Serie der Zinskupons für zehn Jahre nebſt Talon wird den 
Obligationen beigegeben. Bei Ablauf dieſer und jeder folgenden zehnjährigen 
Periode werden nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung für anderweite zehn 
Jahre neue Zinskupons ausgereicht. Die Ausreichung 0 an den Präſen⸗ 
tanten des Talons, durch deſſen Rückgabe zugleich über den Empfang der neuen 
Kupons quittirt wird, ſofern nicht dagegen von dem Inhaber der Obligation 
bei dem Direktorium der Geſellſchaft ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden iſt. 

Im Falle eines ſolchen Widerſpruches oder wenn der Talon überhaupt 
nicht beigebracht werden kann, erfolgt die Ausreichung an den Inhaber der 
Obligation. Dieſe Beſtimmung wird auf dem Talon beſonders vermerkt. 


§. 2. 
5 N Die Prioritäts⸗ Obligationen werden mit vier einhalb Prozent in halb⸗ 
Rn jährlichen Raten am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres von der Geſellſchafts⸗ 


all in Breslau, ſowie von den durch das Direktorium in öffentlichen 
lättern namhaft zu machenden Bankiers oder Kaſſen ausgezahlt. Zinſen von 
Prioritäts⸗Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren, von den in den 
betreffenden Kupons beſtimmten Jahlungsterminen an gerechnet, nicht geſchehen 
iſt, verfallen zum Vortheile der Geſellſchaft. 


. 3. 


Die Prioritäts⸗ Obligationen unterliegen der Amortiſation, die mit den 
Jahre 1874. beginnt und alljährlich den Bekrag von einem halben Prozent oder 
fünfzehntauſend fünfhundert Thalern unter Zuſchlag der durch die eingelöſten 
Obligationen erſparten Zinſen umfaßt. Die Amortiſation wird durch Aus⸗ 
looſung zum Nennwerth bewirkt. 5 

Die Auslooſung findet jedesmal im Monat April ſtatt und die Aus⸗ 
zahlung des Nominalbetrages der hiernach zur Amortiſation gelangenden Prio— 
ritäts⸗Obligationen erfolgt am erſten Juli jeden Jahres. D. 

ie 


r ’ 7 


gene vereidete Nokare in einem mindeſtens vierzehn Tage vorher zur öffent⸗ 
chen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Priori⸗ 
ts Obligationen der Zutritt geſtattet wird. 

Dier Generalverſammlung der Eiſenbahngeſellſchaft bleibt das Recht vor⸗ 
behalten, ſowohl den Amortiſationsfonds zu verſtärken und dadurch die Tilgung 
der Prioritäts⸗Obligationen zu beſchleunigen, als auch ſämmtliche Prioritäts⸗ 
Obligationen durch die öffentlichen Blätter mit ſechsmonatlicher Friſt zu kündigen 
und durch Zahlung des Nennwerthes einzulöſen. In beiden Fällen bedarf es 
der Oenehmigung des Staates. Ueber die Ausführung der Tilgung wird dem 
betreffenden Eiſenbahnkommiſſariate alljährlich ein Nachweis vorgelegt. f 


$. 4. 
I Die Nummern der ausgelooſten Mrioritätd- Obligationen werden binnen 
vierzehn Tagen nach Abhaltung des im F. 3. gedachten Termins öffentlich be⸗ 
kannt gemacht. 
Die Auszahlung erfolgt an dem in $. 3. dazu beſtimmten ar in Breslau 
von der Geſellſchafts⸗Hauptkaſſe nach dem Nominalwerthe an die Vorzeiger der 
Obligationen gegen Auslieferung derſelben und der zugehörigen nicht fälligen 
Ainskupons. Werden die Kupons nicht mit abgeliefert, jo wird der Betrag der 
fehlenden von dem Kapitalbetrage der Prioritäts⸗Obligationen gekürzt und zur 
Enlöſung der Kupons verwendet, ſobald dieſelben zur Zahlung präſentirt werden. 
Die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung jeder Prioritäts⸗Obli⸗ 
gation erliſcht mit dem 1. Juli desjenigen Jahres, in welchem dieſelbe ausgelooſt 
und, daß dies geſchehen, öffentlich bekannt gemacht worden iſt. Die im Wege 
der Amortiſation eingelöſten Obligationen werden in Gegenwart zweier vereideter 
Notare verbrannt, und es wird eine Anzeige darüber durch öffentliche Blätter 
bekannt gemacht. g 


8. 5. 


i Die Nummern der zur Rückzahlung fälligen, nicht zur Einlöſung vor- 
gezeigten Obligationen werden jährlich während zehn Jahren von dem Direkto⸗ 
rum der Geſellſchaft Behufs Empfangnahme der Zahlung öffentlich einmal auf⸗ 
gerufen. Gehen ſie deſſenungeachtet nicht ſpäteſtens binnen Jahresfriſt nach dem 
Lezten öffentlichen Aufrufe zur Realiſation ein, jo erliſcht ein jeder Anſpruch aus 
denſelben an das Geſellſchaftsvermögen, was unter Angabe der Nummern der 
. I 0 Obligationen von dem Direktorium öffentlich bekannt zu 
machen iſt. * 


$. 6. 
N Sind Obligationen, Zinskupons oder Talons beſchädigt oder unbrauchbar 
gemacht worden, jedoch in ihren weſentlichen Theilen dergeſtalt erhalten, daß über 
hre Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, fo ift das Eiſenbahndirektorium ermächtigt, 
gegen Einreichung der beſchädigten Papiere auf Koſten des Inhabers neue gleich⸗ 
alrkige Papiere auszufertigen und auszureichen. 
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Die Verlooſung geſchieht durch zwei, von dem Geſellſchaftsdirektorium zu⸗ 
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N 
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Außer dieſem Falle iſt die Anfertigung und Ausreichung neuer Obligatio, 

nen in Stelle beſchädigter oder verloren gegangener nur zuläſſig nach gerichklicher 
Amortiſation derſelben, die im Domizil der Geſellſchaft bei dem dortigen Gerich 
erſter Inſtanz nachzuſuchen iſt. a 1 DR 
Eine gerichtliche Amortiſation beſchädigter oder verloren gegangener Zins, 
kupons findet nicht ſtatt. Es wird jedoch demjenigen, der die Beſchädigung oder 
den Verluſt derſelben vor Ablauf der Verjährungsfriſt (§. 2.) bei dem, Direktor 
rium der Geſellſchaft anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der Zinskupons durch 
Vorzeigung der Obligationen oder ſonſt darthut, nach Ablauf der Verjährungs⸗ 
friſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons 
gegen Quittung ausgezahlt werden. Auch eine gerichtliche Amortiſation beſchädigter 
oder verlorener Talons findet nicht ſtatt. 


SRG 

Die Inhaber der Prioritätg-Obligationen find auf Höhe der darin ver 
ſchriebenen Kapitalsbeträge und der dafür nach F. 2. zu zahlenden Zinſen Gläu⸗ 
biger der Breslau⸗Schweidnitz⸗ Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft und haben in 
dieſer e an dem Geſellſchaftsvermögen ein unbedingtes Vorzugsrecht 
vor den Stammaktien nebſt deren Dividenden. Dagegen bleibt: { 


1) den auf Grund des erſten, Allerhöchſt am 16. Februar 1844. (Geſetz 
Samml. für 1844. S. 61.) beſtätigten Nachtrages zum Geſellſchafts 
Statut vom 11. Dezember 1843. ausgegebenen 2000 Stück Prioritäts 
aktien im Betrage von 400,000 Thalern, 1 


2) den auf Grund des vierten Nachtrages zum Geſellſchaftsſtatut mit Aller 
höchſter Genehmigung vom 21. Juli 1851. (Geſetz⸗Samml. für 1851 
S. 584.) ausgegebenen 7000 Stück Prioritäts⸗Obligationen (Littr. A, 
im Betrage von 700,000 Thalern, 


3) den auf Grund des fünften Nachtrages zum Geſellſchaftsſtatut, Aller⸗ 
höchſt beſtätigt am 14. Februar 1853. (Geſetz-Samml. für 1853, S. 48.) 
ausgegebenen 8000 Stück Prioritäts⸗Obligationen (Littr. B.) im Betrag 
von 800,000 Thalern, 


4) den auf Grund des Allerhöchſt am 19. Auguſt 1854. 19 G = 
für 1854. S. 517.) beftätigten ſechsten Nachtrages zum eſellſchaft⸗ 
Statut ausgegebenen 6000 Stück Prioritäts⸗Obligationen (Littr. C.) im 
Betrage von 600,000 Thalern, Be 

5) den auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 2. Auguſt 1858. 
(Geſetz-Samml. für 1858. S. 437.) ausgegebenen 3800 Stück Priori⸗ 
täts⸗Obligationen (Littr. D.) im Betrage von 700,000 Thalern, 3 

6) den auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 3. Juni 1861. 
(Geſetz-Samml. für 1861. S. 346. ff.) ausgegebenen 3200 Stück Pr 
ritäts⸗ Obligationen (Littr. E.) im Betrage von 800,000 Thalern, i 


7) den auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 12. März 105 5 


ee 


(eſetz⸗Samml. für 1866. S. 133. ff.) ausgegebenen 7600 Stück Priori⸗ 
(lläts Obligationen (Littr. F.) im Betrage von 1/4000 0 „Thalern, 

lſo im Ganzen den bis jetzt ausgegebenen 37,600 Stück Prioritäts Aktien und 
Obligationen im Betrage von 5,400,000 Thalern das Vorzugsrecht für Kapital 
und Zinſen vor den neu auszufertigenden 10,800 Stück Prioritäts⸗Obligationen 
ausdrücklich vorbehalten. 


F. 8. 


N Die Inhaber der Obligationen find außer in den im F. 3. gedachten Fäl⸗ 
len nur dann berechtigt, deren Nennwerth von der Geſellſchaft zu fordern: 


a) wenn ein Zahlungstermin länger als drei Monate unberichtigt bleibt / 


p) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn länger als ſechs Monate 
ganz aufhört / 

e) wenn gegen die Geſellſchaft in Folge rechtskräftig gewordener Exkennt⸗ 
niſſe Schulden halber Exekution vollſtreckt wird 


ch wenn die im $. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht inne gehalten wird. 


bortbetriebes; in dem Falle zu e. bis zum Ablauf eines Jahres nach Aufhebung 
der Exekution; das Recht der Kündigung in dem Falle zu d. drei Monate von 
dem Tage ab, an welchem die Tilgung der Obligationen hätte erfolgen ſollen. 
Die Kündigung verliert indeſſen in dieſem Falle ihre rechtliche Wirkung, wenn 
die Eiſenbahnverwaltung die nicht eingehaltene Amortiſation nachholt und zu dem 
Ende binnen längſtens drei Monaten nach erfolgter Kündigung die Ausloofung 
der zu amortiſirenden Prioritäts⸗Obligationen nachträglich bewirkt. 

Die Obligationen, welche in Folge der Beſtimmungen dieſes Paragraphen 
eingelöſt werden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 


§. 9. s 
Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt: 
a) die vorgeſchriebene a und Tilgung der Obligationen geht der 
Zahlung von Zinſen und Dividenden an die Stammaktionaire der Geſell⸗ 

5 ſchaft vor; 
hy bis zur Tilgung der Obligationen oder bis zur gerichtlichen Depoſition 
der Einlöſungsgelder darf die Geſellſchaft keine zum Eiſenbahnkörper und 
zu den Bahnhöfen erforderlichen Grundſtücke veräußern, dies bezieht ſich 
jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahnhöfe befindlichen 
Grundſtücke, auch nicht auf ſolche, De der Bahnhöfe etwa 
r. 7169.) 2 an 
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aan den Staat oder an Gemeinden zu poſtaliſchen, polizeilichen oder fit 
lichen Einrichtungen, oder zu Packhöfen „Waarenniederlagen und fonft 
mit Genehmigung der Königlichen Regierung auszuführenden 
abgetreten werden müſſen. N 


F. 10. | 
Die in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen Bekanntmachungen erfolge 
Preußischen Staatsanzeiger und eine aus, 


durch zwei Breslauer Zeitungen, den 
wärtige Zeitung. a 5 a 
Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige Privilegium Allerhöch 
eigenhändig vollzogen und unter dem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, oh 
jedoch dadurch den Inhabern der Obligakionen in Anſehung ihrer Befriedigu 
eine Gewährleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder Rechten Dritter zu 
präjudiziren. 9 
: Das gegenwärtige Privilegium tft durch die Gefeß - Sammlung bekannt 
zu machen. 5 5 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 11. Juli 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Prioritäts- Obligation Litt. G. 


der 


Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eis enbahngeſellſchaft 


3 Dieſer Obligation ſind 
Re: 20 Zinskupons nebſt Ta- Ne Verzinsbar zu 43 %. 
| Ion beigefügt. 


über 


(Eintauſend Thaler) Fünfhundert Thaler (Einhundert 
a Thaler) Prenfifch Kurant. 


Vrhaber dieſer Obligation hat an die Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger 
Eiſenbahngeſellſchaft Künfhundert Thaler (Einhundert Thaler) Preußiſch 
Kurant zu fordern als Antheil an dem durch Königliches Privilegium 


D) 8 autoriſirten Darlehn von 
VVV Thalern. 
Die Zinſen ſind gegen die ausgegebenen Kupons zahlbar. 
Breslau, den (en. 18. 


Der Verwaltungsrath 0 
der Breslau⸗Schweidnitz⸗ Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
N N. N. 
N. N. Rendant. 


Eingetragen sub Fol.. des Regiſters. | 
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Schema B. i 


Zins ⸗Kupon 
der 


Breslau⸗ Schweidnitz «Freiburger Eiſenbahn-Prioritaͤts⸗ 
Obligation 


zahlbar am 2. Januar (1. Juli) 18. 


e dieſes hat am 2. Januar (1. Juli) 18.. die halbjährlichen 
Zinſen der obengenannten Prioritäts⸗Obligation über (Eintauſend Thaler) 


Fünfhundert Thaler (Einhundert Thaler) zu erheben mit 22 Rthlr. 
15 Sgr., 11 Rthlr. 7 Sgr. 6, Pf., 2 Rthlr. 7 Sgr. 6 Pf. 


Breslau, den 


Der Verwaltungsrath 
der Breslau⸗Schweidnitz⸗ Freiburger Eiſenbahngeſ ellſchaft. 
N. N. N. N. 


N. N. Rendant. 


Dieſer Kupon wird nach Ablauf von vier Jahren nach dem darin bezeich- 
neten Zahlungstage ungültig und werthlos. Daſſelbe iſt der Fall, wenn er 
durchſtrichen, durchlocht, oder wenn die auf ihm vermerkte Nummer nicht mehr 
vollſtändig zu erkennen iſt. 


Schema. 


Le en 
der 


Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗Prioritaͤts⸗ 
Obligation 


Ve empfängt gegen Rückgabe dieſes Talons die folgende Serie 
von 20 Stück Zinskupons zur vorbezeichneten Prioritäts⸗Obligation, 
ſofern nicht von dem Inhaber der Obligation gegen dieſe Ausreichung 
proteſtirt worden iſt. Im Falle eines ſolchen Widerſpruches, oder 
wenn der Talon überhaupt nicht beigebracht werden kann, erfolgt die 
Ausreichung der neuen Kupons an den Inhaber der Obligation. 


Bissau, denn 


Der Verwaltungsrath 
der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
N. N. N. N. 


N. N. Rendant. 


Ar. 71697170) (Nr. 7170.) 


Bekanntmachung, betreffend die Al rhöchſte Genehmigung der r de 
: »Aktiengeſellſchaft zur Erbauung eines eiſernen Steges über den 


mit dem Sitze zu Frankfurt a. M. errichteten Aktiengeſellſchaft. 
30. Juli 186868. . 


5 Br Königs Majeftät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 20. Juli 1868. 

die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma „Aktiengeſellſchaft zur Er- 
bauung eines eifernen Steges über den Main“ mit dem Sitze zu Frankfurt a. M., 
ſowie deren in der notariellen Urkunde vom 30. Juni 1868. verlautbartes Statut 
zu genehmigen geruht. i 

8 Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
Königlichen Regierung zu Wiesbaden bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 30. Juli 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
nd Im Auftrage: 
Herzog. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 5 


